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Alter Wein in neuen Schläuchen? 
Die tatsächlichen Änderungen in der neuen 
PSA-Verordnung 
 

Mit dem Übergang der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) zur Europäischen Union (EU) 
wurden in den achtziger Jahren die Marktein-
trittsregeln für Produkte in Europa vereinheitlicht. 
Das primäre Ziel der EWG war es, den freien Wa-
renverkehr innerhalb von Europa zu gewährleis-
ten. Beginnend mit den Maastricht-Verträgen 
wurden im Rahmen des „neuen Konzeptes“ für 
viele Produkte Richtlinien erlassen, damit in je-
dem Land der Europäischen Union die gleichen 
Regeln für das Inverkehrbringen von Produkten 
gelten. Neben der Vereinheitlichung der Produkt-
anforderungen für den europäischen Markt wur-
den auch die Mindestanforderungen für Arbeits-
schutz und Arbeitssicherheit festgelegt.  
 

So entstanden 1989 die beiden für persönliche 
Schutzausrüstungen (PSA) relevanten Richtlinien 

89/686/EWG (PSA-Herstellerrichtlinie) und 
89/656/EWG (PSA-Anwenderrichtlinie). 1996 hat 
der deutsche Gesetzgeber diese beiden Richtli-
nien in nationale Gesetze umgesetzt. Aus der Her-
stellerrichtlinie wurde die 8. ProdSV und die An-
wenderrichtlinie wurde durch das Arbeitsschutz-
gesetz, die PSA-Benutzerverordnung und die Ar-
beitsstättenverordnung umgesetzt.  
 

Mit dem Beschluss Nr. 768/2008/EG wurde im 
Jahr 2008 der sogenannte „neue Rechtsrahmen“ 
für das Inverkehrbringen bestimmter Produkte 
geschaffen. Mit diesem „neuen Rechtsrahmen“ 
wurden die Konformitätsbewertungsverfahren 
unterschiedlichster Produktgruppen systemati-
siert und vereinheitlicht. Darüber hinaus wurden 
viele Begrifflichkeiten, wie z.B. Inverkehrbringen, 
Bereitstellung auf dem Markt, Hersteller, Einfüh-
rer, Händler usw. definiert. 
 

Mit der neuen PSA-Verordnung (EU) 2016/425 
wurde die alte Richtlinie 89/686/EWG diesem 
„neuen Rechtsrahmen“ angepasst. 

 

Die neue PSA-Verordnung im Überblick 

Erwägungsgründe 

Kapitel I Art. 1-7 Allgemeine Bestimmungen 

Kapitel II Art. 8-13 Pflichten der Wirtschaftsakteure 

Kapitel III Art. 14-17 Konformität der PSA 

Kapitel IV Art. 18-19 Konformitätsbewertung 

Kapitel V Art. 20-36 Notifizierung von Konformitätsbewertungsstellen 

Kapitel VI Art. 37-41 Überwachung des Marktes der Union, Kontrolle der auf den Markt der 
Union gelangenden PSA und Schutzklauselverfahren der Union 

Kapitel VII Art. 42-44 Delegierte Rechtsakte und Durchführungsrechtsakte 

Kapitel VIII Art. 45-48 Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Anhang I 
 

Risikokategorien von PSA 

Anhang II 
 

Grundlegende Gesundheitsschutz- und Sicherheitsanforderungen 

Anhang III 
 

Technische Unterlagen für PSA 

Anhang IV bis VIII 
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Anhang IX 
 

EU-Konformitätserklärung 
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1. PSA-Richtlinie wird zur PSA-Verordnung 
 

Der Übergang von der PSA-Richtlinie zur PSA-
Verordnung hat zunächst eine sehr juristisch for-
male Änderung nach sich gezogen. Während die 
europäische Richtlinie einen Rechtsrahmen vor-
gegeben hat, der von den einzelnen Mitglieds-
staaten in nationales Recht umgesetzt werden 
musste, tritt mit der PSA-Verordnung nunmehr 
eine Vollharmonisierung ein. Nach Art. 288 des 
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union (AEUV) hat die Verordnung unmit-
telbare Geltung in jedem Mitgliedsland und ist 
somit direkt verbindlich und anwendbar. Es ver-
bleibt insofern kein Umsetzungsspielraum mehr 
für die nationalen Mitgliedsländer. Die Mitglieds-
staaten sind nur noch dafür zuständig und auch 
berufen, die nationale Marktaufsicht und die 
Sanktionen bei Nichteinhaltung der PSA-Verord-
nung zu regeln.  
 
 

2. Anwendungsbereich der PSA-Verordnung wird  
erweitert 

 

Die PSA-Verordnung regelt wie schon die Richtli-
nie ihren genauen Anwendungsbereich. Es gibt 
eine Grunddefinition, wonach Ausrüstungen als 
persönliche Schutzausrüstungen im Sinne der 
Verordnung einzustufen sind. Vom Anwendungs-
bereich der Grunddefinition werden aber be-
stimmte PSA ausgenommen.  
 

Nach Art. 3 Abs. 1 sind persönliche Schutzausrüs-
tungen insbesondere Ausrüstungen, die entwor-
fen und hergestellt werden, um von einer Person 
als Schutz gegen ein oder mehrere Risiken für 
ihre Gesundheit oder ihre Sicherheit getragen 
oder gehalten zu werden. Aus dieser Definition 
lässt sich ableiten, dass der Hersteller es weitest-
gehend in der Hand hat, die bestimmungsge-
mäße Verwendung der Ausrüstung vorzugeben 
und dadurch die Anwendbarkeit oder Unan-
wendbarkeit der PSA-Verordnung zu begründen.  
 

Einige Produkte werden, auch wenn sie persönli-
che Schutzausrüstungen darstellen, vom Anwen-
dungsbereich der Verordnung ausgenommen. 
Die Verordnung übernimmt die Ausnahmeliste 
der PSA-Richtlinie, allerdings mit einer Aus-
nahme: 
 

Sind nach der PSA-Richtlinie PSA für die private 
Verwendung gegen Hitze vom Anwendungsbe-
reich ausgenommen, findet man diese Aus-
nahme in Art. 2 Abs. 2 c) nicht mehr. Dies heißt 
im Umkehrschluss, dass PSA für die private Ver-
wendung gegen Hitze nunmehr in den Anwen-
dungsbereich der PSA-Verordnung fällt. Für die 
Praxis bedeutet dies, dass z.B. Topfhandschuhe 
nunmehr den Anforderungen der PSA-Verord-
nung entsprechen müssen. 
 

Ausgenommen vom Anwendungsbereich blei-
ben PSA, die zur privaten Verwendung als Schutz 
gegen Witterungseinflüsse bestimmt sind. Aller-
dings ist diese Ausnahme nunmehr auf den 
Schutz gegen Witterungseinflüsse, die nicht 
extremer Art sind, beschränkt. Outdoor-Beklei-
dung würde also nur dann in den Anwendungs-
bereich der PSA-Verordnung fallen, wenn sie ge-
gen extreme Kälte schützen sollen. 
 

Die Erwägungsgründe (10) stellen hinsichtlich 
des Anwendungsbereiches klar, dass für den pri-
vaten Gebrauch bestimmte Kleidung mit modi-
schen oder dekorativen fluoreszierenden oder 
reflektierenden Elementen nicht in den Anwen-
dungsbereich der PSA-Verordnung fällt. Sofern 
also Bekleidung zwar mit fluoreszierenden 
und/oder reflektierenden Elementen versehen 
ist, für sie aber keinerlei Schutzfunktionen ausge-
lobt werden, ist der Anwendungsbereich der 
PSA-Verordnung nicht gegeben und insofern 
müssen auch die Anforderungen aus Anhang II 
2.13. nicht erfüllt werden. 
 
 

3. Pflichten der Wirtschaftsakteure 
 

Die PSA-Richtlinie 89/686/EWG, auch bekannt 
unter dem Begriff „PSA-Herstellerrichtlinie“, 
wurde so genannt, weil sie primär die Verpflich-
tungen des Herstellers beschrieben hat. Auch 
schon unter der PSA-Richtlinie hat es im Rahmen 
von Gerichtsurteilen Erweiterungen der Verant-
wortung über den Hersteller hinaus gegeben 
(z.B. Einführer). Die neue PSA-Verordnung be-
lässt zwar weiterhin die Hauptverantwortung 
beim Hersteller, implementiert aber weitere 
Hauptverantwortliche und reduzierte Pflichten 
für nachgelagerte Wirtschaftsakteure. In Art. 3 
werden zunächst die verantwortlichen Wirt-
schaftsakteure genau beschrieben. In Art. 8 bis 



 

- 4 -     WIRTEX-Sonderdruck: Die neue PSA-Verordnung 2016 

12 der PSA-Verordnung werden dann sehr aus-
führlich und differenziert die einzelnen Pflichten 
der beteiligten Wirtschaftsakteure aufgezählt, 
auf die in den nachfolgenden Punkten 3.1. bis 
3.4. näher eingegangen wird. Es gibt eine Ver-
pflichtung, die alle Wirtschaftsakteure gleicher-
maßen trifft: Gemäß Art. 13 müssen alle Wirt-
schaftsakteure den Marktüberwachungsbehör-
den darüber Auskunft geben, von wem sie PSA 
bezogen und/oder an wen sie PSA abgegeben ha-
ben. Alle Dokumente, die über den Bezug und die 
Abgabe von PSA Auskunft geben können, müs-
sen von den Wirtschaftsakteuren 10 Jahre lang 
aufbewahrt werden. 
 
 

3.1 Pflichten des Herstellers 
 
Die Verpflichtungen des Herstellers, nur PSA in 
den Verkehr zu bringen, wenn die grundlegen-
den Gesundheitsschutz- und Sicherheitsanforde-
rungen nach Anhang II erfüllt sind, sind selbstver-
ständlich auch nach der PSA-Verordnung geblie-
ben (Art. 8 Abs. 1). Art. 8 normiert neue Ver-
pflichtungen, die es bisher so explizit nicht gege-
ben hat:  
 

Der Hersteller muss nunmehr seine Produkte mit 
seiner Kontaktadresse kennzeichnen, wobei die 
postalische Adresse gemeint ist und die Angabe 
einer Web-Adresse oder einer E-Mail-Adresse 
nicht ausreicht. Der Gesetzgeber empfiehlt viel-
mehr die zusätzliche Angabe einer Web-Adresse 
(Erwägungsgründe 13). Die Produkte sind gleich-
falls mit einer Identitätskennzeichnung zu verse-
hen, um im Falle z.B. von Produktfehlern die be-
troffenen Produkte schneller und eindeutiger 
vom Markt nehmen zu können. Identifizierungs-
kennzeichen können Typen-, Chargen-, Serien- 
oder auch Artikelnummern sein. Musste der Her-
steller bisher nur eine Konformitätserklärung 
ausstellen und sie für den Fall einer Überprüfung 
seitens der Marktaufsichtsbehörde bereithalten, 
sieht die PSA-Verordnung nunmehr vor, dass der 
Hersteller jeder PSA auch eine Konformitätser-
klärung beizufügen hat, also zusätzlich zu der 
weiterhin beizufügenden Herstellerinformation. 
Die Beifügung der Konformitätserklärung kann 
durch einen Internetlink in der Herstellerinfor-
mation ersetzt werden, sofern bestimmte Infor-
mationen in der Herstellerinformation vorhan-
den sind [Anhang II Nr. 1.4. i)-l)].  

Die Pflichten des Herstellers hören nicht mit dem 
Inverkehrbringen rechtskonformer PSA auf. Es 
schließt sich vielmehr eine Produktbeobachtung-
pflicht an, die je nach verbundenem Risiko mit 
der bereitgestellten PSA stichprobenartige Prü-
fungen nach sich ziehen kann. Der Hersteller 
muss jeder Beanstandung seiner Produkte nach-
gehen und diese auch dokumentieren (Be-
schwerdeverzeichnis, Art. 8 Abs. 4). Über all 
diese nachgelagerten Überwachungshandlungen 
muss der Hersteller seine Kunden (Händler) in-
formieren. Dezidiert in der neuen Verordnung ist 
nun festgeschrieben, dass der Hersteller die 
technischen Unterlagen und die EU-Konformi-
tätserklärung zehn Jahre ab dem Inverkehrbrin-
gen der PSA aufbewahren muss (Art. 8 Abs. 3). 
Erkennt der Hersteller, dass von seinem Produkt 
Gefahren ausgehen, muss er die Marktaufsichts-
behörden informieren (die sogenannte behördli-
che Notifikationspflicht, Art. 8 Abs. 9, man 
spricht auch von der Selbstanschwärzungs-
pflicht). 
 
 

3.2 Pflichten des Einführers 
 
Die Pflichten des Einführers greifen dann, wenn 
sich der eigentliche Hersteller außerhalb der EU 
befindet. Da die Greifbarkeit eines solchen Her-
stellers für die Marktüberwachungsbehörden 
sehr gering ist, verlagert die PSA-Verordnung die 
Verantwortlichkeit auf den in der EU ansässigen 
Einführer. Vom Einführer spricht man aber nur 
dann, wenn das Produkt an sich noch dem Her-
steller zugerechnet wird (Marke des Herstellers 
ersichtlich). Der Einführer hat insofern zwar nicht 
die vollumfänglichen Pflichten wie der Herstel-
ler, aber er trägt weitaus mehr Verantwortung 
als ein reiner Wiederverkäufer (Händler). Gemäß 
Art. 10 Abs. 1 wird die Verpflichtung des Einfüh-
rers aufgestellt, nur konforme PSA in den Ver-
kehr zu bringen. Obwohl dem Einführer bei der 
Inverkehrbringung von PSA große Bedeutung zu-
gemessen wird, sind seine Pflichten eher in einer 
Kontrollfunktion zu sehen. So muss der Einführer 
gemäß Art. 10 Abs. 2 prüfen, ob der (ausländi-
sche) Hersteller ein Konformitätsbewertungsver-
fahren gemäß Art. 19 durchgeführt hat und ob er 
die technischen Unterlagen erstellt hat und ob 
die PSA mit einer CE-Kennzeichnung versehen ist 
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und die erforderlichen Begleitdokumente (Her-
stellerinformation, Konformitätserklärung) bei-
gefügt sind.  
 

Die besondere Funktion des Einführers wird 
dadurch untermauert, dass er die PSA-Produkte 
auch mit seinem Namen kennzeichnen muss. 
Gleichzeitig hat er zu überprüfen, ob das Produkt 
auch mit dem Namen des Herstellers gekenn-
zeichnet ist. Bringt also ein Einführer PSA in den 
Verkehr, muss diese doppelt gekennzeichnet 
sein. Zwar muss der Einführer nicht selbst das 
Konformitätsbewertungsverfahren durchführen, 
sondern nur kontrollieren, ob es durchgeführt 
wurde (insofern trifft ihn hier nicht die volle Her-
stellerpflicht). Aber der Einführer muss genau 
wie der EU-Hersteller eine Produktbeobachtung 
durchführen und gegebenenfalls Stichproben 
von auf dem Markt befindlichen PSA vornehmen. 
In dieser nachgelagerten Pflicht nach Inverkehr-
bringen der Produkte unterscheiden sich die 
Pflichten des Einführers nicht von denen des Her-
stellers (siehe 3.1.). Führt ein in der EU ansässi-
ges Unternehmen PSA aus Drittländern ein und 
verkauft es dann als eigenes Produkt mit eigener 
Marke, dann ist dieses Unternehmen nicht Ein-
führer, sondern (Quasi-)Hersteller (siehe 3.4.). 
 
 

3.3 Pflichten des Händlers 
 

Auch der reine Wiederverkäufer, der die PSA 
nach Inverkehrbringen ein weiteres Mal abgibt, 
hat nach der neuen PSA-Verordnung Pflichten, 
aber sehr reduziert. Dies wird schon aus dem ers-
ten Satz des Art. 11 ersichtlich, wonach er die An-
forderungen aus der PSA-Verordnung mit der ge-
bührenden Sorgfalt berücksichtigen muss. Dies 
heißt übersetzt, dass ihm nur das abgefordert 
werden kann, was er überhaupt im Rahmen sei-
nes Geschäftsbetriebes zu leisten in der Lage ist.  
 

Händler haben rein formale Überprüfungspflich-
ten, wie die Überprüfung einer vorhandenen CE-
Kennzeichnung und das Vorhandensein einer 
Herstellerinformation in der richtigen Sprachfas-
sung. Im Unterschied zum Einführer muss der 
Händler nicht überprüfen, ob der Hersteller ein 
Konformitätsbewertungsverfahren richtig durch-
laufen hat. Ihn trifft auch nicht die Produktüber-
wachungspflicht, die die Hersteller und Einführer 

zu beachten haben. Nur wenn der Händler posi-
tiv weiß, dass die von ihm zu verkaufende PSA 
nicht mit den Anforderungen der PSA-Verord-
nung konform ist, muss er tätig werden, insbe-
sondere die Marktaufsichtsbehörden informie-
ren und beginnen, Korrekturmaßnahmen zu er-
greifen. 
 

 
 

3.4 Pflichten des Quasiherstellers 
 

Jedes Unternehmen, das Produkte eines anderen 
mit seinem Namen und seiner Marke versieht 
und dann erstmalig in der EU in den Verkehr 
bringt, wird wie ein Hersteller behandelt. Diese 
Quasiherstellereigenschaft kann sowohl den Ein-
führer als auch den Händler treffen. Wer so tut, 
als bringe er sein eigenes Produkt auf den Markt, 
muss sich wie ein Hersteller behandeln lassen 
und ihn treffen alle Verpflichtungen eines Her-
stellers (siehe oben unter 3.1.). Diese Rechts-
folge, die es im Übrigen auch in der zivilrechtli-
chen Haftung gibt (§ 4 Abs. 1 S. 2 ProdHaftG), 
ergibt sich aus Art. 12. 
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4. Gültigkeit der Baumusterprüfbescheinigung 
wird beschränkt 

 

Das Konformitätsbewertungsverfahren für PSA 
der Kat. II und III beinhaltet die Prüfung eines 
Baumusters (Art. 19) durch ein akkreditiertes 
Prüfinstitut (sog. notifizierte Stelle gemäß Art. 
24). Diese Prüfstellen haben bei dem eingereich-
ten Baumuster zu prüfen, ob es den Anforderun-
gen der PSA-Verordnung entspricht. Ist die Prü-
fung positiv, stellt die Prüfstelle dem Hersteller 
eine EU-Baumusterprüfbescheinigung aus. Die 
Baumusterprüfbescheinigung ist quasi der „Füh-
rerschein“ für die Inverkehrbringung von PSA der 
Kat. II und III. Unter der Geltung der Richtlinie 
89/686/EWG gab es keine zeitliche Beschrän-
kung der Gültigkeit dieser Baumusterprüfbe-
scheinigung. Die Prüfstellen konnten nach eige-
nem Ermessen die Gültigkeit beschränken oder 
unbefristet ausstellen. Dies führte innerhalb der 
EU zu sehr ungleichen Laufzeiten von Baumus-
terprüfbescheinigungen.  
 

Seit 2010 haben sich die deutschen Zertifizie-
rungsstellen intern verpflichtet, Prüfbescheini-
gungen mit einer Gültigkeit von maximal 5 Jah-
ren auszustellen. Diese von Deutschland schon 
freiwillig vorgenommene Beschränkung wird 
jetzt mit der neuen PSA-Verordnung in der gan-
zen EU verbindlich (Anhang V, 6.1). Dies bedeu-
tet, dass die Baumusterprüfbescheinigung auch, 
wenn keine Änderung des zugelassenen Bau-
musters und des Stands der Technik vorliegt, 
spätestens sechs Monate vor Ablauf der Gültig-
keit überprüft werden muss, allerdings in einem 
vereinfachten Überprüfungsverfahren (Anhang 
V Nr. 7). Die Kosten für das vereinfachte Über-
prüfungsverfahren müssen verhältnismäßig sein. 
 
 

5. „Technische Unterlagen“ jetzt für alle PSA-Ka-
tegorien 

 

Mit der Begründung „Zur Steigerung der Effizienz 
der Marktüberwachung ist es erforderlich, die 
Verpflichtung zur Erstellung vollständiger techni-
scher Unterlagen auf sämtliche PSA auszuwei-
ten.“ wurden die Anforderungen an die „techni-
schen Unterlagen“ deutlich erweitert und präzi-
siert. Die „technischen Unterlagen“ müssen nun 
dem Anhang III gemäß Art. 8 Abs. 2 entsprechen. 
Neu ist, dass dies nun in diesem Umfang auch für 

persönliche Schutzausrüstungen der Kategorie I, 
also jetzt für alle Kategorien von PSA zutrifft. Für 
den Hersteller bedeutet dies einen erheblichen 
administrativen Mehraufwand für Produkte der 
Kategorie I. 
 
 

6. Einspruch gegen Entscheidungen der  
notifizierten Stellen 

 

Art. 33 der PSA-Verordnung bestimmt, dass die 
notifizierten Stellen sicherstellen müssen, dass 
ein transparentes und zugängliches Einspruchs-
verfahren gegen ihre Entscheidungen vorgese-
hen ist. Mit diesem „Einspruchsrecht“ ist aber 
kein öffentlich-rechtliches Widerspruchsverfah-
ren, welches eine verwaltungsrechtliche Klage 
bei Verwerfung des Widerspruchs ermöglichen 
würde, gemeint. Vielmehr kann man Art. 33 nur 
als Verpflichtung zur Einrichtung einer eigenen 
Beschwerdestelle verstehen. Auseinanderset-
zungen werden sich auf Basis eines bestehenden 
Prüfvertrages dann ausschließlich auf dem Ge-
biet des Zivilrechts abspielen.  
 
 

7. Notifizierte Stellen werden zur Mitarbeit bei 
der Normung und in der Koordinierungsgruppe 
verpflichtet 

 

Die Mitarbeit der notifizierten Stellen an der Nor-
mungsarbeit war bisher freiwillig. Auch war die 
Mitarbeit in den horizontalen und vertikalen eu-
ropäischen Koordinierungsgruppen bisher nur 
ein Zulassungskriterium als notifizierte Stelle. 
Durch die neue PSA-Verordnung werden die no-
tifizierten Stellen jetzt verpflichtet, in diesen Gre-
mien mitzuarbeiten. Die horizontalen und verti-
kalen Koordinierungsgruppen sollen sicherstel-
len, dass die Gleichbehandlung der Wirtschafts-
akteure gewährleistet ist und dass es eine ein-
heitliche technische Anwendung der Konformi-
tätsbewertungsverfahren gibt (Art. 24 Abs. 11). 
 
 

8. Bestimmte Produktgruppen werden der Kate-
gorie III zugeordnet 

 

Die Produktgruppen zum Schutz vor: 
 

a) gesundheitsgefährdenden Stoffen und Gemi-
schen; 
c) schädliche biologische Agenzien; 
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i) Ertrinken; 
j) Schnittverletzungen durch handgeführte Ket-
tensägen;  
k) Hochdruckstrahl; 
l) Verletzungen durch Projektile oder Messersti-
che; 
m) schädlichem Lärm 
 

wurden neu in die Zuordnung für PSA der Kate-
gorie III aufgenommen. Somit wurden einige Pro-
duktgruppen von der Kategorie II der Kategorie 
III neu zugeordnet. Durch diese Neuzuordnung 
wird auch noch einmal deutlich, dass Chemikali-
enschutz zur Kategorie III gehört (Anhang I). 
 
 

9. Erweiterung und Präzisierung an die Anforde-
rungen der Herstellerinformation 

 

Neu ist, dass die EU-Konformitätserklärung der 
Herstellerinformation beigefügt werden muss. 
Alternativ kann dies auch über eine Internet-
adresse in der Herstellerinformation, über die 
die EU-Konformitätserklärung zugänglich ist, er-
folgen. Ebenfalls neu ist die Anforderung, dass 
der Hersteller nun in der Herstellerinformation 
angeben muss, vor welchen Risiken die PSA 
schützen soll. Durch die Ergänzung des Wortes 
„gegebenenfalls“ in den Punkten Zubehör [c)], 
Risikograde [d)], Verfallzeit [e)] und Verpa-
ckungsart für den Transport [f)] wird nun deut-
lich, dass diese Angaben nun nicht in jedem Fall 
erforderlich sind (Anhang II Pkt.1.4.). 
 
 

10. Präzisierung der Anforderung an „PSA, die ei-
ner Alterung ausgesetzt sind“ 

 

Die Anforderungen an „PSA die einer Alterung 
ausgesetzt sind“ wurden zwar inhaltlich nicht ge-
ändert, aber sprachlich präzisiert und klarer for-
muliert. Es wird nun deutlich, dass PSA mit dem 
Herstelldatum und/oder Verfallsdatum auf je-
dem Exemplar der PSA unauslöschlich zu verse-
hen ist, sobald Erkenntnisse darüber vorliegen, 
dass die Leistung neuer PSA durch Alterung we-
sentlich beeinträchtigt wird. Für den Fall, dass 
der Hersteller keine präzisen Angaben über die 
Lebensdauer der PSA machen kann, hat er in der 
Herstellerinformation alle zweckdienlichen An-
gaben aufzuführen, die es dem Nutzer unter Be-
rücksichtigung von Lagerung, Nutzung, Reini-
gung, Überprüfung und Wartung ermöglicht, 

selbst das Verfallsdatum zu bestimmen (Anhang 
II 2.4.). 
 
 

11. Änderung der Anforderung „Für die Signalisie-
rung des Nutzers geeignete PSA“ (Warnschutz) 

 

Neben der Tatsache, dass für den privaten Ge-
brauch bestimmte Kleidung mit modischen oder 
dekorativen fluoreszierenden oder reflektieren-
den Elementen nicht in den Anwendungsbereich 
der neuen PSA-VO fällt, wurde hingegen in den 
grundlegenden Anforderungen die Beschrän-
kung für den Warnschutz nur auf Bekleidung auf-
gehoben. Reflektierende oder fluoreszierenden 
Accessoires, wie zum Beispiel Klackbänder (slap 
wraps) oder baumelndes Reflexzubehör (dangle 
tags) sind nun durch die grundlegenden Anforde-
rungen erfasst (Anhang II Pkt. 2.13.). 
 
 

12. Grundlegende Anforderungen für Schutzklei-
dung mit abnehmbaren Protektoren 

 

Neu wurde im Anhang II der Pkt. 1.3.4. mit in die 
grundlegenden Anforderungen aufgenommen. 
Bisher war es so, dass Protektoren allein bewer-
tet wurden. Nun werden Protektoren immer mit 
der vorgesehenen Kleidung zusammen bewer-
tet. Damit soll sichergestellt werden, dass sich 
Protektoren während eines Unfalls nicht ver-
schieben können. 
 
 

13. Konformitätsbewertungsmodule: 
 

Mit der Umsetzung des Beschlusses 
768/2008/EG zum „neuen Rechtsrahmen“ wur-
den auch die Konformitätsbewertungsmodule 
zur Zulassung von Produkten systematisiert und 
vereinheitlicht. Für PSA der Kat. I ist die soge-
nannte „interne Fertigungskontrolle“ entspre-
chend des Moduls A (Anhang IV) durchzuführen. 
PSA der Kat. II benötigt die EU-Baumusterprü-
fung (Modul B gemäß Anhang V) und im An-
schluss daran die Sicherstellung der Konformität 
mit dem Baumuster auf der Grundlage einer „in-
ternen Fertigungskontrolle“ (Modul C gemäß An-
hang VI). PSA der Kat. III benötigt, über die EU-
Baumusterprüfung (Modul B gemäß Anhang V) 
hinaus, zusätzlich entweder die Prüfung der Kon-
formität mit dem Baumuster auf der Grundlage 
einer „internen Fertigungskontrolle mit über-
wachten Produktprüfungen in unregelmäßigen 
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Abständen“ (Modul C2 gemäß Anhang VII) oder 
eine Konformität mit dem Baumuster auf der 
Grundlage einer Qualitätssicherung bezogen auf 
den Produktionsprozess (Modul D gemäß An-
hang VIII). 
 
 

14. Übergangsvorschriften 
 

Am 31. März 2016 wurde die Verordnung (EU) 
2016/425 über persönliche Schutzausrüstungen 
und zur Aufhebung der Richtlinie 89/686/ EWG 
im europäischen Amtsblatt veröffentlicht. Trotz 
Aufhebung der Richtlinie 89/686/EWG mit Wir-
kung zum 21. April 2018 lässt Art. 47 zu, dass der 
Hersteller bzw. Einführer noch ein Jahr lang richt-
linienkonforme PSA-Produkte bis zum 21. April 
2019 in den Verkehr bringen darf, also die PSA-
Produkte erstmalig noch an einen weiteren Wirt-
schaftsakteur abgeben kann. Diese bis zum Stich-
tag des 21. April 2019 in den Verkehr gebrachte 
PSA darf von den Mitgliedstaaten bei der Bereit-
stellung auf dem Markt nicht behindert werden. 
Dies bedeutet, dass die vor dem 21. April 2019 in 
Verkehr gebrachte PSA durch einen weiteren 
Wirtschaftsakteur (zum Beispiel der Händler 

oder das Textilserviceunternehmen) abver-
kauft/abgegeben werden darf, auch wenn zwi-
schenzeitlich die PSA-Verordnung Rechtsgeltung 
(21. April 2018) erlangt hat.  
 

Art. 47 Abs. 2 regelt zudem die Gültigkeit von EU-
Baumusterprüfbescheinigungen, die auf Grund-
lage der Richtlinie ausgestellt worden sind oder 
noch bis zum 21. April 2018 ausgestellt werden. 
Diese gelten maximal bis zum 21. April 2023, 
wenn sie zeitlich unbefristet ausgestellt wurden. 
Solche EU-Baumusterprüfbescheinigungen, die 
zeitlich befristet sind, sollen mit ihrem Ablaufda-
tum ungültig werden. Art. 47. Abs. 2 dient der Er-
leichterung des Herstellers: Sofern er nach dem 
21. April 2019 noch im Besitz einer gültigen Bau-
musterprüfungbescheinigung auf Basis der 
Richtlinie 89/686/EWG ist, darf er die Produkte 
noch maximal bis zum 21. April 2023 in den Ver-
kehr bringen, sofern zeitgleich die Ausstellung ei-
ner neuen Konformitätserklärung und Kenn-
zeichnung der Produkte nach der PSA-Verord-
nung erfolgt. 
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